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Abraham Lincoln. 


Der unſelige Streit, der in unferem eigenen Lande 
eführt wird, beſchäftigt all unſer Sinnen und Trachten 

h ganz und gar, daß wir kaum Zeit und Rue haben, 
um nach anderen Völkern, und zwar über das Weltmeer 
weg, nach dem fernen Amerika uns umzuſchauen. Und 
doch ſind gerade in Amerika ſo große und gewaltige 
Dinge geſchehen, wie wir ſie in Europa ſeit den Tagen 
unſeres großen Freiheitskrieges gegen den franzöſiſchen 
Unterdrücker nicht e lebt haben. Es ſind zugleich Dinge, 
die uns ſehr nahe angehen, wie viel Meilen auch Ame⸗ 
Fila wan las entfernt liegt. Wir haben nicht näthig, 
das weiter auseinander zu ſetzen; jeder von und hat 
an fich ſelbſt gemerkt, als er laut aufjubelte über den 
endlichen Sieg der freien Männer des Nordens, und 
als er dann, nur wenige Tage ſpäter, bei der erſchrecken⸗ 
den Kunde von dem entſetzlichen Verbrechen, das an 
Abraham Lincoln verübt ift, einen Schmerz empfand, 
als wenn ein lieber Freund und Nachbar von der Ku⸗ 
gel des Mörders getroffen worden wäre. 

Wir können den ſo ſchändlich Dahingeopferten nicht 
beſſer ehren, als wenn wir vor Allem der Sache des 
Volkes gedenken, für die er gelebt, geſtritten und mitten 
im Siege den traurigien Tod erlitten hat. 

Schon viele Jahre vor dem eigentlichen Bürgerkriege 
hatte es in dem großen Gebiete der Vereinigten Staa⸗ 
ten von Nordamerika einen gar harten innern Streit 
gegeben. Er wurde geführt zwiſchen den ſelbſtbewußten 

ännern in den wirklich freien Staaten des Nordens, 
in denen es keine Sklaven gab, und zwiſchen den ſoge⸗ 
nannten südlichen Junkern, jo wie den Freunden und 
Anhängern derſelben. Dieſe „Junker“ ſind die großen 
Plantagenbeſitzer, die durch ihre Sklaven Taback, Reis, 
und vor Allem Baumwolle pflanzen ließen, und von 
dem reichen Ertrage der Sklavenarbeit ein müßi⸗ 
ges und über alle Maßen ſchwelgeriſches Leben führten 

er, daß es zu dieſem Streite kommen mußte, daran 
waren die große Mehrzahl der freien Bürger des Nor⸗ 
dens ſelbſt Schuld. Denn fie fühlten im Genuſſe 
ihrer perſönlichen Freiheit, die kein Geſetz, keine 


es Offizierſtellen in der 


Polizei ihnen beſchränkte, fi) fo vollſtändig ficher 
daß die Meiſten von ihnen ſich um nichts 1 
res bekümmerten, als um ihr eigenes Haus, ihre eigene 
Wirthſchaft und ihr eigenes Gewerbe. An den Ge⸗ 
meindewahlen und den Staatswahlen betheiligten ſich 
vorzugsweiſe nur die, welche von den öffentlichen Din⸗ 
gen am menigften verſtanden. So kam es denn, daß 
die Volksvertretungen zum DE — Theile aus Anhän⸗ 
gern der ſüdlichen „Junker“ beſtanden, und daß die wich⸗ 
tigften Aemter und eine ganze Reihe von Jahren hin⸗ 
durch ſelbſt das Amt des Staatsoberhauptes, des Präſi⸗ 
denten, wie es in Amerika heißt, in die Hände von Jun⸗ 
kern oder Junkergenoſſen kam. Ay = eg und 
e rmee und auf der Flotte wurden 
faſt auschließlich mit Verwandten, Freunden und An⸗ 
hängern des füdlichen Junkerthums beſetzt. Die Folge 
von alle dem war natürlich die, daß das Beamtenthum 
immer verdorbener wurde, und daß in der Verwaltung 
und zuletzt auch in der Geſetzgebung kaum noch etwas 
Anderes berückſichtigt wurde, als der Wille und der Vor⸗ 
theil der Sklavenhalter. Aus jedem freien Gebiete ſuch⸗ 
ten ſie die Anſiedler des Nordens mit Liſt oder Gewalt 
zu verdrängen und die Bürger der freien Staaten ſoll⸗ 
ten ſogar durch ein Geſetz gezwungen werden, gegen 
Sklaven, die ſich der Barbarei ihrer Herren entzogen 
Bi Häſcherdienſte zu leiſten. Noch ſchlimmer als 
ieſes ſchlimmſte war es, daß es der ſüdſtaatlichen Jun⸗ 
kerpartei zuletzt ſogar gelang, den höchſten Gerichtshof 
der Vereinigten Staaten mit Männern zu beſetzen, 
welche ihr Richteramt mißbrauchten, um in allen Fällen 
zum Nachtheil der Freiheit und zu Gunſten der Skla⸗ 
verei zu entſcheiden. ? 

Da endlich erkannten die verftändigen und frei ge- 
finnten Männer des Nordens, wie übel fie daran ge⸗ 
than hatten, die öffentlichen Angelegenheiten den vor⸗ 
nehmen Herren des Südens und ihrem urtheilsloſen 
oder beſtochenen Anhange zu überlaſſen. Sie bildeten 
nun eine neue Partei, die ſich die republikaniſche nannte, 
und die es ſich zum Ziele ſetzte, die Herrſchaft der Ver⸗ 
faſſung und der Geſetze, und damit ihr Recht und ihre 
Freiheit gegen das übermüthige Junkerthum des Südens 


zu ſchützen. Es war in der That die höchſte Zeit. Erſt 
nach en Anſtrengungen gelang es Be die 
wohlgeſinnten Bürger zu allgemeiner und furchtloſer 
Theilnahme an den Wahlen zu bewegen. So wurde 
endlich im November des Jahres 1860 einmal wieder 
ein Mann des Nordens, Abraham Lincoln, als Staats⸗ 
Oberhaupt erwählt und am 4. März 1861 beſtieg er 
den Präſidentenſtuhl in Waſhington. 

Abraham Lincoln, damals 52 Jahre alt, war ein 
echter Sohn des Volkes, ein ſelbſtgemachter Mann, wie 
die Engländer und die Amerikaner ſagen. hatte 
eine harte Jugend durchlebt. Die ag feiner Eltern 
und die Entlegenheit ihres Wohnſitzes hatten es nicht 
möglich gemacht, ihn länger als ein einziges Jahr in 
die Schule zu ſchicken. Bis in ſein dreiundzwanzigſtes 
Jahr mußte er hinter dem Pfluge und mit der Axt des 
Hinterwäldlers ſein Brot verdienen. Doch nach der 
ſaueren Tagearbeit ſaß er die Nächte hindurch über ſei⸗ 
nen Büchern, um aus ihnen zu lernen, was die Schule 
ihm nicht gelehrt hatte; und was in Büchern nicht ge⸗ 
ſchrieben ſteht, das lernte er aus dem lebendigen Ver⸗ 
kehre mit andern Menſchen und in treuem Kriegs⸗ und 
Friedensdienſte ſeines Staates. So trat er, durch Kennt⸗ 
niſſe und Erfahrungen wohl vorbereitet, in den Stand 
der Rechtsgelehrten ein, und in einem viel bewegten 
Leben erwarb er durch ſeine Tüchtigkeit, ſeinen ehrlichen 
Sinn, durch die unbeugſame Sehig eit und Ruhe feines 
Charakters, 15 hohe Beſcheidenheit, durch die menſchen⸗ 
freundliche Milde ſeines Herzens und ſeine jede Prüfung 
beſtehende Vaterlandsliebe ſo ſehr die Zuneigung und 
Achtung ſeiner Mitbürger, daß ſie ihn ohne irgend ein 
ehrgeiziges Streben von ſeiner Seite von Stufe zu 
e bis zu dem böchſten Amte des Staates empor⸗ 
oben. 


Dies Amt aber war gerade damals ein unendlich 


ſchwieriges. Denn ſobald die Wahl Lincoln's geſchehen 
war, ſo erkannte die ſüdliche Junkerpartei, daß nicht 
mehr ſie herrſchen würde, ſondern ſtatt ihrer die Ver⸗ 
faſſung und das Geſetz. Eben fo begriffen fie, daß 
unter einer verfaſſungsmäßigen Regierung nothwendig 
auch die Menſchenwürde aller Menſchen zur Anerken⸗ 
nung kommen und die Sklaverei von Rechts wegen zu 
Grunde gehen müſſe. Darum hatten ſie ſofort eine 
große Verſchwörung gebildet. Der verrätheriſche Präſi⸗ 
dent Buchanan und feine eben fo verrätheriſchen Miniſter 
batten die ganze Flotte, das ganze Heer, alle Kriegs⸗ 
vorräthe und alle Staatsgelder in das Gebiet der Süd⸗ 
ſtaaten gebracht. Dann that die ſüdſtaatliche Junker⸗ 
partei nach dem Amtsantritte Lincoln's den längſt 
vorbereiteten Schritt. Sie pflanzte die Fahne der Em⸗ 
pörung auf und vereinigte faſt ſämmtliche Sklavenſtaaten 
zu einem neuen Bundesſtaate, der ſogenannten Sons 
föderation des Südens. 

Dieſe Konföderation hatte, wie geſagt, alle Kriegs⸗ 
macht in Händen. Ihr ſtand Lincoln gegenüber an der 
Spitze der bundesgetreuen Staaten. Dieſe Staaten 
waren an ſich die bei weitem reicheren und wohlbevölker⸗ 
teren; doch ſie waren für den Augenblick ohne Heer, 


faſt ohne Flotte, ohne Waffen, und ihr Staatsſchat war 


leer wie der Säckel einer armen Wittwe. 


Aber gerade jetzt zeigte ſich, was ein recht⸗ und freiheitg- 
liebendes Volk vermag. Die der Union treu 15 ai 
Staaten zählten etwa 24 Millionen Einwohner, alfo 
kaum 5 Millionen mehr als der Preußiſche Staat. Dies 
Volk der Union hat einen vierjährigen blutigen Kampf 
beſtanden, der blutiger und gewaltiger geweſen ift, als 
in Europa ſelbſt die Napoleoniſchen Kriege es waren. 
In dieſem Kampfe haben die Bürger der Union bis zu 
dem gegenwärtigen Siege wohl eine Million Streiters 
in's Feld geſtellt und durch Abgaben und Anleihen, meift 
aus ihrer eigenen Taſche, an 4000 Millionen Thaler 
aufgebracht, das heißt noch ein ganzes Stück mehr, als 
die a Regierungsausgaben des Preußiſchen 
Staates, ſelbſt nach dem gegenwärtigen Etat, in vierzig 
Jahren betragen würden; und trotz alledem iſt die Union 
noch heute ein reicheres Land, als irgend eines auf dem 
europäiſchen Feſtlande. Solche Opfer aber vermag auch 
bei der glühendſten Vaterlandsliebe ein Voll nur dänn 
zu bringen, wenn die Mittel an Menſchenkraft und Geld, 
deren es zum Kriege bedarf, nicht ſchon vorher im Frieden 
erſchöpft worden find. Nordamerika verdankt die uns 
faſt unglaublich ſcheinende Kraft, die es in dieſem Kriege 
entwickelt hat, feinem durch und durch freien Staats⸗ 
weſen. Es verdankt ſie dem Umſtande, daß Niemand 
durch bevormundende Geſetze und bevormundende Beamte 
in. ſeiner „Thütigkeit und ſeinem freier 5 
beſcintt ft, daß der Staat immer nur die Abgaben 
und die Dienſte fordert, die er wirklich in jedem Augen⸗ 
blicke gebraucht. Es verdankt ſie ferner ſeiner durch und 
durch volksthümlichen Regierung; es verdankt ſie 12 
eigenen Weisheit, die ihm eg in Abraham Licoln 
einen Mann an ſeine Spitze zu ſtellen, der. nicht der 
Herr, ſondern der Diener ſeines Volkes zu ſein 1 0 5 
einen Mann, der die vollkommene und gang unerläßliche 
Eintracht zwiſchen Regierung und Volk dadurch zu er⸗ 
halten wußte, daß er ſich nicht weiſer dünkte, als die 
Männer, welche von den Bürgern des Landes, gleich ihm, 
als ihre rechtmäßigen Vertreter 151 5 ſind, und der 
daher nicht meinte, daß das Volk die Wege gehen müſſe, 
die er ihnen zeigte, ſondern daß er set die Wege zu 
betreten habe, die von dem Volke durch den Mund ſeiner 
beſten Männer und ſeiner verfaſſungsmäßigen Vertreter 
als die beiten und gerechteſten bezeichnet worden find, 
Mit Recht ſagte der jetzige Nachfolger Lincoln s. am 
3. April, als er den Bürgern von Waſhington den ent⸗ 
ſcheidenden Sieg von Richmond und Petersburg ver⸗ 
kündigte: „die Stärke unſerer Regierung beſtand 1 
in der Alleinherrſchaft eines Mannes; auch beruhte ſie 
nicht auf der Weisheit eines Einzelnen, der die abfolute 
Macht in feinen Händen hielt. Nein, Gott ſei Dank, 
dieſe Regierung hat ihre Stärke aus dem Volke Amerikas 

eſchöpft. Das Volk hat die Edikte erlaffen, das Volk 
bat jene Macht ausgeübt, welche zur Niederwerfung der 
Rebellion gedient hat.“ Dann fügte er noch hinzu: „Auf 
der ganzen Erdoberfläche giebt es keine zweite Regierung, 
die einem ſolchen Stoße widerſtanden hätte. Ja, wir 


1 


können uns jetzt Glück wünſchen, daß wir die ſtärkſte, 
die freieſte Ar beſte Regierung befigen, welche die Welt 
jemals geſehen.“ Nun, der beſcheidene Lincoln ſelbſt 
hätte dieſe letzteren Worte nicht geſagt. Wir Deutſche 
aber mögen ihm deshalb nicht zürnen; um ſo weniger, 
als auch in uns die Kraft lebt, Thaten zu thun, wie 
die Amerikaner ſie gethan haben, wenn wir uns dieſer 
Kraft nur auf die rechte Weiſe bewußt ſind, 
und auf die rechte Weiſe danach ſtreben, ſie in 
ihrer ganzen Fülle zu entwickeln. 

Lincoln ift kein großer Mann geweſen, wie Aleran- 
der und Julius Cäſar und Napoleon, auch nicht, was 
ein ſehr viel beſſeres Lob wäre, als fein größter Lands⸗ 
mann, Waſhington, und als unſer größter König, 
den wir am liebſten den alten Fritz nennen. Lincoln's 
höchſte Ehre iſt vielmehr, daß er nicht über ſondern 
mitten in ſeinem Volke ſtand, und es auf 9 5 Weiſe 
zu dem ſchönſten und edelſten Siege geführt habe, zum 
Siege der Menſchlichkeit über die Barbarei der hoch⸗ 
müthigſten und grauſamſten Selbſtſucht. Wir hoffen zu 
Gott, daß auch die reine menſchliche Milde dieſes guten 
und großen Mannes nicht blos feinem persönlichen 
Charakter angehört hat, ſondern daß auch ſein Volk ſie 
bewähren werde, 
neuen Präſidenten beſchaffen ſein mag. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Die Aufmerkſamkeit wird jetzt vorzüglich von 
von den Debatten über die Militärfrage im Akgeordneten⸗ 
hauſe in Allan] enommen. Der . hat in 
einer vierſtündigen Rede aufs Neue alle Gründe entwickelt, 
mit welchen die Regierung und ihre Organe ſeit einer Reihe 
von Aha die Militärreorganiſation vertheidigen, ohne durch 
neue Thatſachen die Anſichten der Mehrheit der Volksvertretung 
und, wie wir hoffen, des Volkes, zu erſchüttern. Von den 
Rednern der liberalen Partei hat ganz beſonders Dr. Johann 
Jacoby klar und einſchneidend den Standpunkt auseinander⸗ 
geſetzt, welchen man in dieſer Frage einnehmen müſſe. Er 

bat auf die hohe politiſche Bedeutung der Militärfrage ern 
gewieſen, und die Erhaltung der Landwehr in ihrer wahren 
und urſprünglichen Geſtalt und Bedeutung als einen Schirm 
und Schutz der Freiheit bezeichnet. 

Der Abgeordnete von Vonin hat Namens der altliberalen 
Partei ein Amendement zu der Militärvorlage der Regierung 
eingebracht, welchem, wie es neuerdings heißt, die Regierung 
beiſtimmen will, falls daſſelbe Ausſicht auf eine Mehrheit im 
Hauſe habe. Das Amendement hält an der im Geſetze vom 
. Se uber 1814 feſtgeſetzten Dienftzeit von zuſammen fünf 

Jahren für aktiven Dienft und Reſerve feſt und fixirt den 

Friedengſtand der Armee, ausſchließlich der einjährigen Frei⸗ 
willigen und der Kapitulanten, welche nicht ein Fünftel der 
Mannſchaft überſteigen ſollen, auf 160,000 feſt. Daraus er⸗ 
giebt ſich, daß die Armee im Frieden auf über 200,000 Mann 
erhalten werden kann, alſo faſt ſo groß bleibt, wie die Re⸗ 
Aäcrund es jetzt wünſcht. Der einzig wichtige Moment des 
lmendements liegt in der Beibehaltung der Dienſtzeit von 

nf Jahr für das ſtehende Heer, indem die Regierung dadurch 
gezwungen wird, wenn ſie die Bataillone bei Einziehung der 
Neferven ſtets genügend groß halten will, die jetzige Anzahl 
derſelben zu vermindern, und die Dienſtzeit auf zwei und ein 
halb, reſp. zwei Jahre abzukürzen. Ob ſich aber nicht noch 
ein anderer Medus finden wird, durch welchen ſelbſt bei An⸗ 


wie immer auch die Geſinnung des 


nahme dieſes Amendements der Regierung die Beibehaltung 
der dreijährigen Dienſtzeitmöglich wird, wird abzuwarten ſein. 

Schleswig⸗Holſtein. Die Einberufung der Stände nach 
dem Wahlgeſetz von 1848 oder nach einem ähnlichen freifin- 
nigen Geſetze, welche man nach den Artikeln des offiziöſen 
Organs der Berliner Regierung erwarten zu können glaubte, 
ſcheint wieder aufgegeben zu ſein; wahrſcheinlich wird man 
eine Art Vertretung der einzelnen Gemeinden zur Berathung 
der Zukunft unſeres Landes einberufen. Oeſterreich beharrt 
feſt in ſeinem Widerſtande gegen die Feſtſetzung Preußens in 
Kiel; man verlangt in Wien, daß erſt die künftige Geftal- 
tung der Herzogthümer und die Erbſchaftsfrage definitiv ge⸗ 
ordnet ſei, ehe man ſich zu irgend einem Zugeſtändniſſe der 
Art entſchließen will, ” 

Mecklenburg. Eine amtliche Statiſtik dieſes Landes er⸗ 
giebt, daß von 100 eingeſtellten Rekruten nur 15 die nöthige 
Schulbildung genoſſen Haken. 

Naſſau. Die ultramontane Partei hält ſich noch immer 
von den Berathungen der zweiten Kammer fern und verhin⸗ 
dert ſoß jede Thätigkeit derſelben. Daß dieſe Partei durch 
ein ſolches Benehmen keine Anhänger im Lande gewinnt, 
liegt auf der Hand. 5 

„Frankreich. Der Kaiſer Napoleon iſt nach Algerien ge- 
reift. Wie es heißt, ſollte bei der Durchrelſe durch Lyon 
dort ein Attentat auf ihn verſucht werden, doch explodirten 
1 95 A 0 omben ſchon vor dem feſt⸗ 
eſetzten Zeitpunkt und ſprengten das Haus, in dem ſi - 
kee 1 si ® sem 
talien. Die Königliche Regierung ſteht jetzt mit dem 
Papſt in Unterhandlung; angeblich handelt a ſi 6 um kirch⸗ 
liche Angelegenheiten, doch glaubt man, da der ehemalige Fi⸗ 
nanzminiſter des Königreichs die Unterhandlungen leitet, daß 
es ſich um Ausführung des Theils der September-Konven⸗ 
tion handelt, welcher von Uebernahme eines Theiles der 
päpſtlichen Schuld ſpricht. 

England. Das vorgelegte Budget weift einen Ueber⸗ 
ſchuß der Einnahmen von circa 4,000,000 Pfund Sterlin nach; 
die Regierung ſchlägt daher vor, einige Steuern zu ermühigen 

Amerika. In Waſhington hat der Vice⸗Präſident 
Johnſon nach der Ermordung Lincoln's die Regierung über⸗ 
nommen, und in einer Anſprache erklärt, genau auf dem 
Wege fortzuwandeln, den fein Vorgänger betreten. So werden 
die Sklavenſtaaten auch durch dieſen Meuchelmord ihr Schickſal 
nicht mehr ändern. Der Staatsſekretär Seward, auf 
welchen gleichfalls ein Mordverſuch gemacht wurde, iſt ſeinen 
Wunden nicht erlegen, ſondern befindet ſich auf dem Wege 
zur Beſſerung. 


Die Provinzial⸗Korreſpondenz 

ſchreibt in ihrer Nr. 17: „Das Abgeordnetenhaus iſt 
jetzt vorzugsweiſe mit der Berathung des Staatshaus⸗ 
haltes beſchäftigt und hat über einige Theile deſſelben be⸗ 
reits Beſchluß gefaßt. Doch läßt ſich ſchon jetzt mit ziemlicher 
Beſtimmtheit überſehen, daß dieſe Berathungen völlig un⸗ 
fruchtbare und vergebliche fein werden. Der Geiſt der Ver⸗ 
neinung und des Widerſpruchs gegen alle Abſichten der 
Regierung macht ſich durch die Alleinherrſchaft der Fortſchritts⸗ 
partei im Haufe mehr und mehr in allen Dingen geltend, 
und läßt Rathſchläge der Mäßigung nicht aufkommen. 

Vor Kurzem ſchien es, als wolle das Haus wenigſteus 
bei Unternehmungen von unzweifelhaftem Nutzen und Bedürf- 
niß für das Land ſeine Hand zur Mitwirkung darbieten, doch 
hat auch dieſe Hoffnung getäuſcht. 

So eben iſt der Geſetz-Entwurf, betreffend die Gewährung 
einer Beihülfe des Staates für die Tilſit-Inſterburger 


Eiſenbahn, ſowie zur Herftellung einer Eiſenbahn von 
Pillau über Königsberg, Bartenſtein, Raftenburg 
und Lötzen nach Lyck — abgelehnt. Ueber das drin⸗ 
gende Bedürfniß im Intereſſe jener Landestheile, ſowie über 
die Angemeſſenheit der Beihülfe, war im ganzen Hauſe nicht 
der mindeſte Zweifel. Als Grund der Ablehnung wurde 
wiederum die Fortdauer des Budgetſtreits angegeben. —“ 
Wer nichts weiter lieſt als dieſes Blatt, könnte leicht zu 
dem Glauben kommen, das Abgeordnetenhaus habe die Un⸗ 
terſtützung der genannten Eiſenbahnen abgelehnt. In Wirk⸗ 
lichkeit verhält ſich die Sache aber ganz anders. Das Haus 
hat vielmehr die geforderten Summen für beide Bahnen ein» 
ſtimmig bewilligt und es nur abgelehnt, dieſe Bewilligung 
in einem befonderen Geſetze zu genehmigen, da die Be⸗ 
träge im Staatshaushaltsetat ausgeworfen und deshalb dort 
Fenn werden müßten, was auch Seitens der Regierung 
beantragt war. Zu einer nochmaligen Bewilligung durch ein 
beſonderes Geſetz ſchien keine Veranlaſſung po anden zu ſein. 
Der einzige Grund, welchen die Regierung für die von ihr 
beantragte doppelte Bewilligung vorbrachte, beſtand darin, 
daß ſie erklärte: „verfaſſungsmäßig habe das Herrenhaus 
über die einzelnen Poſitionen des Etats nichts mitzureden, 
es ſei aber erwünſcht, dieſem Hauſe auch Gelegenheit zu ge⸗ 
ben, ſich über den Antrag der Regierung auszuſprechen.“ 
Dem Abgeordnetenhauſe genügte wohl hauptſächlich dieſer 
Das Herren⸗ 


ſondere Geſetze macht, ſo wird die Belau hi Del 
ung bewilligte Ma 


Sprechſaal. 

Der Abg. Dr. Kalau v. d. Hofe macht in Bezug auf 
die Beurtheilung der Militärfrage auf die Anſicht des Ge⸗ 
nerals W. P. v. Krauſeneck, welcher im Jahre 1833 
Chef des Generalſtabes war, über die Preußiſche Armee und 
über die nothwendige Dauer der Dienſtzeit aufmerkſam. Auf 
das Gutachten K. s wurde im Jahre 1833 die zweijährige 
Dienſtzeit eingeführt. Die folgende Stelle findet Fr in dem 
Werke, das Leben des Generals W. J. v. Krauſeneck: 

„Dem preußiſchen Staat ſei die Aufgabe geworden, mit 
benachbarten, an materiellen Kräften ihm ſehr überlegenen 
Staaten, auf gleicher Linie der Macht ſich zu erhalten, und 
es habe derſelbe im Allgemeinen ſie gelöſt, durch eine weiſe 
Geſetzgebung, eine zuſammenhaltende Verwaltung und eine 
Heerverfaſſung, die, wenn auch nicht durchweg in ihrer Weſen⸗ 
heit begriffen, doch allgemein anerkannt worden ſei. Im 
Frieden Alles möglichſt vollkommen bereit zu haben, was zur 
Aufſtellung einer großen Militärmacht für den Krieg erfor⸗ 
derlich wäre, ohne nachtheilig für Gewerbe und Finanzen zu 
werden, ſei der leitende Gedanke bei Organifirung der Ar⸗ 
mee geweſen. Was zur Verwirklichung deſſelben materiell 
oder geiſtig geeignet ſchien, ſei daher berückſichtigt worden, 
und das abe 1830 habe gezeigt, in welch kurzer Zeit das 
Se und fein Zubehör ſchlagfertig hervorzutreten vermöge. 

as Treffliche des preuß. Militärſyſtems hänge aber un- 
mittelbar mit der Stellung des Heeres zum Staate zuſam⸗ 
men, mit der allgemeinen Verpflichtung zum Wehrdienſte auf 
eine beſtimmte Zeit, mit der, nicht von andern Klaſſen der 


Staatsbürger abſondernden Lage, in welche der Soldat wäh⸗ 
rend der auer ſeines Dienſtes ſich befinde. Von dieſem 
Syſtem, das freilich auch zur Auflöſung mancher älteren eigen⸗ 
thümlichen Standesbildung in bürgerlichen und bäuerlichen 
e beitrage, erwarten zu wollen, daß es auch noch 
die Gewohnheiten, Fertigkeiten und Standesbegriffe erzeuge, 
die man als Tugenden eines alten Soldaten anrühmt, würde 
beweiſen, daß man den Geiſt, in welchem daſſelbe geſchaffen 
und in dem es allein gedeihen könne, nicht eingeſehen habe. 
In Staaten, welche durch beſondere Verhältniſſe genöthigt 
ſeien, beträchtliche Theile des Heers zur Verfolgung beſtimm⸗ 
ter Staatszwecke fortgeſetzt zu verwenden, werde der Soldat, 
bei einer von der preußiſchen ganz verſchiedenen Ergänzungs⸗ 
weiſe, nicht nur in den Kreis, in welchem er bis zum Ein⸗ 
tritt in das Heer gelebt, gar nicht, oder doch nur mit ſehr 
geſchwächten Kräften e ſondern auch auf die wich · 
tigſte Zeit ſeines Lebens nur dem Wehrſtande angehörig ſich 
betrachten, alſo auch blos im einſeitigen Sinne deſſelben 
denken und fühlen. Von einem Soldaten im jetzigen preu⸗ 
ßiſchen Sinne des Worts dürfe man aber einen ſolchen be⸗ 
ſonderen Standesgeiſt nicht verlangen. Bei Beantwortung 
der Frage, auf wie ar die Dienſtzeit im ſtehenden Heere, 
die ununterbrochene erſte Anweſenheit bei der Fahne feſt⸗ 
zuſetzen ſei, dürfe alſo nicht daran gedacht werden, einen 
Soldaten vorgedachter Art zu ſchaffen, das würde, ſelbft durch 
eine Verlängerung der Dienſtzeit auf fünf Jahre, nicht zu 
erreichen ſein. Auch dürfe man auf die Dauer der Dient 
zeit im Frieden nicht einen zu hohen Werth legen; die Kriegs⸗ 
geſchichte der letzten vierzig Jahre zeige hinlänglich, daß junge 
Soldaten nicht ſelten den gehegten Erwartungen beſſer ent⸗ 
128 hätten, als alte. Ein Mann von gewöhnlich natür⸗ 
ilchem Geſchick könne in 18 bis 20 Monaten, alſo in zwei 
Sommern und einem Winter, zum Infanteriſten für alles 
ausgebildet werden, was er im Kriege und Frieden zu leiften 
habe. Drei Monate mit Schonung der Kräfte deſſelben be⸗ 
nutzt, reichten hin, ihn zur Einſtellung in die Kompagnie ge⸗ 
ſchickt zu machen; in den darauf folgenden zwei müßte er 
nicht mehr exerziren, als nöthig ſei, um ihn ſcher im Zuge 
zu machen, zugleich aber wäre er im Schießen mit Sorgfalt 
zu üben und auch zum zerſtreuten Gefecht anzuleiten; mit. 
Anfange des ſechsten Monats werde er an größeren Uebun⸗ 
en im Regiment, 29 Nachtheil für ſeine bis dahin erlangte 
pezialausbildung, Theil nehmen können; der fiebente Monat 
und ein Theil des achten ſeien zu gründlicherem Unterricht 
im Felddienſt, der übrige Theil des letzteren und die andern 
drei Wintermonate aber, theils zum Unterricht in geſchloſ⸗ 
jenen Räumen, namentlich im Formellen des Wachtdienſtes, 
theils zu mit Felddienſt verbundenen a u bes 
nutzen. Die Unterweiſung müßte mehr Dreſſur als Unter 
richt, oder des Rekruten Fähigkeit weit unter der mittelmäßi⸗ 
gen ſein, wenn dieſer nach zurückgelegtem erſten Dienſtiahre 
nicht befriedigend für ben Stciegagebraud een wäre; 
was derſelbe aber in dieſem Jahre gelernt habe, würde in 
der größeren Hälfte des folgenden ihm ficher und geläufig 
werden. Im Reiter- und im Artilleriedienſt dagegen, welcher 
mehrfacher, dieſer insbeſondere auch ſchwieriger als der des 
Fußvolkes ſei, Anfängern eine gewiſſe Sicherheit zu ver⸗ 
ſchaffen, würden in der Regel drei Jahre nöthig fein. Es 
komme übrigens bei der Ausbildung des jungen Kriegsvolks 
vornehmlich auf den Geift an, in welchem dies geſchehe, auf 
die richtige Beurtheilung und Behandlung der auszubildenden 
Kräfte, mühſamer mechaniſcher Unterweiſung werde niemals 


vorzüglicher Ertrag folgen.“ 
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